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Das Streikverbot für Beamte   

 
 

I 

VORWORT DES HERAUSGEBERS 

Die private FOM Hochschule für Oekonomie & Management versteht sich mit 

ihrem ausbildungs- und berufsbegleitenden Studienangebot im wirtschaftswis-

senschaftlichen Bereich als eine Ergänzung der deutschen Hochschulland-

schaft. Durch die Schaffung zielgruppenadäquater, attraktiver Studienbedin-

gungen ermöglicht sie gleichzeitig den Beschäftigten viele Chancen zur Weiter-

entwicklung und den Unternehmen die Anpassung an die Anforderungen, die 

sich aus der demografischen Entwicklung und den gestiegenen Qualifikations-

bedarfen ergeben. 

Die 1991 auf Initiative von Wirtschaftsverbänden gegründete FOM arbeitet seit 

ihrem Bestehen eng mit Unternehmen und Verbänden zusammen und unter-

nimmt mit der vorliegenden Schriftenreihe einen weiteren Schritt zur Verzah-

nung von Theorie und Praxis. Studierenden mit herausragenden Studienleis-

tungen wird hierin ein Forum gegeben, der interessierten Fachöffentlichkeit em-

pirische Ergebnisse, innovative Konzepte und fundierte Analysen im Zuge einer 

breiten Veröffentlichung ihrer Abschlussarbeiten mitzuteilen. Daneben finden 

exzellente Dissertationen von FOM Dozenten Eingang in die Schriftenreihe. 

Unser herzlicher Dank gilt Herrn Prof. Dr. Fischer und Herrn Bodo Winterroth, 

die die Abschlussarbeit von Frau Deutsch als Erst- bzw. Zweitgutachter betreut 

haben. 

  



II Das Streikverbot für Beamte 
 

Die Arbeit thematisiert das Streikverbot für Beamte vor dem Hintergrund der 
aktuellen Rechtsprechung des Europäischen Gerichthofs für Menschenrechte 

und der Privatisierungstendenzen des Staates. Die Autorin behandelt dabei die 

Problematik, wie der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte zur Frage 
eines vollumfänglichen Streikverbots für Beamte steht und ob die Entscheidun-

gen für Deutschland Geltung erlangen. Ferner wird betrachtet, wie sich das 

Streikrecht in der Daseinsvorsorge auswirkt und wie es sich gemeinwohlförder-
lich gestalten lässt. 

Wir hoffen, den vielfach regen und fruchtbaren Dialog zwischen Hochschule 

und Praxis mit dieser Reihe um eine weitere Facette zu bereichern. Als Her-

ausgeber freuen wir uns, herausragende Leistungen unserer Studierenden 

durch eine Veröffentlichung würdig honorieren zu können. 

 

Essen, im Juni 2017 

 

Prof. Dr. Burghard Hermeier  Prof. Dr. Thomas Heupel 

Rektor     Prorektor für Forschung 
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III 

VORWORT DES GUTACHTERS 

Der kontinuierliche Wandel und der zunehmende Trend zu eine Europäisierung des 

Rechts betrifft auch so traditionell gewachsene Institute wie das Streikverbot für Be-

amte in Deutschland als Ausfluss der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeam-
tentums i. S. d. Art. 33 Abs. 5 Grundgesetz. Ergänzend hierzu hat der Staat in den 

letzten Jahrzehnten die Privatisierung von bisher überwiegend hoheitlich geführten 

Bereichen der Staatstätigkeit vorangetrieben. Es stellt sich immer mehr die Frage, ob 
angesichts dieser Entwicklungen ein stringentes Streikverbot für Beamte noch zeit-

gemäß ist.  

Vor diesem Hintergrund untersucht die vorliegende Arbeit den gegenwärtigen Um-
fang des zwingend notwendigen hoheitlichen Handelns des Staates im Hinblick auf 

das damit zusammenhängende Streikverbot. Die Verfasserin stellt zu Recht fest, 

dass ein Streikverbot für Beamte wohl nur für den Kernbereich hoheitlicher Tätigkeit 
zulässig ist. Es stellt sich die Folgefrage nach dem Umfang und der Definition des 

Kernbereichs, hierzu gibt die Autorin wertvolle Denkanstöße. Differenzierte Betrach-

tungen zum Einsatz von Beamten als Streikbrecher runden die Arbeit ab. 

Sehr verdienstvoll ist die Beschäftigung mit den Rechtssprechungstendenzen der 

Verwaltungsgerichte und die Untersuchung der europarechtlichen Implikationen auf 
der Grundlage der EMRK, insbesondere im Hinblick auf die doch schwierige Quellen-

lage. Es wird dabei deutlich, dass sich die Thematik derzeit in Bewegung befindet. 

Es wird deutlich, dass die Entwicklung der Rechtsprechung des EGMR zusammen 
mit der Eingrenzung und Abbildung des Kernbereichs hoheitlicher Tätigkeiten die 

Forschung in der Zukunft noch weiter beschäftigen wird.  

  



IV Das Streikverbot für Beamte 
 

Die vorliegende Arbeit von Frau Deutsch leistet einen wertvollen Beitrag zu diesem 
Thema und gibt hierdurch Anregungen zu weiteren Forschungsthemen und Hand-

lungsimpulse für die Praxis.  

Mein besonderer Dank gilt dem Zweitgutachter, Herrn Rechtsanwalt Bodo Winter-
roth, für seine Unterstützung, sowie der FOM Mitarbeiterin Juliane Prinz, die das Pro-

jekt allzeit fachkundig begleitet und sowohl Frau Deutsch als auch mich stets unter-

stützt hat.  

 

Mannheim, im Juni 2017 

 

Prof. Dr. Hans-Jörg Fischer 

FOM Hochschule Mannheim 
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V 

VORWORT DER AUTORIN 

Als Beamte in der rheinland-pfälzischen Justiz ist das Streikverbot für Beamte 

von persönlichem Interesse für mich. Für mich stand die Frage im Vordergrund, 

welche Maßnahmen auf Grund der aktuellen Rechtsprechung sowie der Privati-
sierungstendenzen des Staates zu ergreifen sind. Die Ziele dieser Arbeit waren 

dabei zu untersuchen, ob eine Anpassung des Streikrechts an die Entschei-

dungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte notwendig ist, ob 
eine Rechtswirksamkeit der Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs für 

Menschenrechte und der Europäischen Konvention für Menschenrechte in 

Deutschland besteht und zu prüfen, wie eine Abschaffung des Streikverbots mit 
der gleichzeitigen Diskussion um eine Verschärfung des Streikrechts in der Da-

seinsvorsorge vereinbar ist. 

Dabei beschäftigte ich mich mit der Problematik, wie der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte zur Frage eines vollumfänglichen Streikverbots für Be-

amte steht und ob die Entscheidungen für Deutschland Geltung erlangen. Da-

neben betrachtete ich, welche Konsequenzen die deutschen Gerichte aus der 
Situation ziehen müssen. Es war aber ebenfalls unerlässlich zu prüfen, ob eine 

Verschärfung des Streikrechts in der Daseinsvorsorge gemeinwohlförderlich ist 

und wie eine solche aussehen kann. 

Die vorliegende Bachelor-Thesis wäre dabei in dieser Form nicht denkbar ge-

wesen, wenn mir nicht ein paar Menschen geholfen hätten. Ich möchte mich 
daher zunächst bei all denjenigen bedanken, die mich während der Anfertigung 

dieser Bachelor-Thesis unterstützt und motiviert haben. 

Ganz besonderer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Fischer von der FOM Hochschule für 
Oekonomie & Management, der meine Arbeit betreut hat. Durch kritisches Hin-

terfragen gab er mir immer wieder wertvolle Hinweise. Vielen Dank für die Ge-

duld und Mühen. 
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Auch meine Vorgesetzten und Kollegen haben maßgeblich daran mitgewirkt, 
dass diese Bachelorarbeit nun in dieser Form vorliegt. Vielen Dank, dass Sie 

mir die Möglichkeit gegeben haben, bei Ihnen zu recherchieren und zu arbeiten. 

Mein Dank gilt daneben ganz besonders Herrn Dr. Häbe und Herrn Dr. Pöcker, 
welche Korrektur gelesen haben. Sie wiesen auf Schwächen hin und halfen mir 

diese zu beseitigen. 

Nicht zuletzt gebührt meiner Familie Dank, die mich mit viel Geduld moralisch 
unterstützt hat. Sie waren während der gesamten Studienzeit für mich da und 

halfen mir, wo sie nur konnten. Vielen Dank auch für das aufgebrachte Ver-

ständnis in dieser Zeit. 

Der größte Dank gilt aber meinem Ehemann Sven Deutsch und meiner Tochter 

Liliana Deutsch. Ohne deren ständiger Motivation und Unterstützung wäre die 
Arbeit vermutlich niemals fertig geworden. 

 

Mannheim, im Juni 2017 

LL.B. S. Deutsch 
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